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Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «Für verantwortungsvolle 
Unternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt»  
vom 19. Juni 2020 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 10. Oktober 20162 eingereichten Volksinitiative  
«Für verantwortungsvolle Unternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 15. September 20173, 

beschliesst: 

Art. 1 

1 Die Volksinitiative vom 10. Oktober 2016 «Für verantwortungsvolle Unternehmen 
– zum Schutz von Mensch und Umwelt» ist gültig und wird Volk und Ständen zur 
Abstimmung unterbreitet. 

2 Sie lautet:   
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 101a Verantwortung von Unternehmen 

1 Der Bund trifft Massnahmen zur Stärkung der Respektierung der Menschenrechte 
und der Umwelt durch die Wirtschaft. 

2 Das Gesetz regelt die Pflichten der Unternehmen mit satzungsmässigem Sitz, 
Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung in der Schweiz nach folgenden Grund-
sätzen: 

a. Die Unternehmen haben auch im Ausland die international anerkannten 
Menschenrechte sowie die internationalen Umweltstandards zu respektieren; 
sie haben dafür zu sorgen, dass die international anerkannten Menschenrech-
te und die internationalen Umweltstandards auch von den durch sie kontrol-
lierten Unternehmen respektiert werden; ob ein Unternehmen ein anderes 

  

  
1 SR 101 
2 BBl 2016 8107 
3 BBl 2017 6335 



Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Unternehmen – zum Schutz  BBl 2020 
von Mensch und Umwelt». BB 

5506 

kontrolliert, bestimmt sich nach den tatsächlichen Verhältnissen; eine Kon-
trolle kann faktisch auch durch wirtschaftliche Machtausübung erfolgen. 

b. Die Unternehmen sind zu einer angemessenen Sorgfaltsprüfung verpflichtet; 
sie sind namentlich verpflichtet, die tatsächlichen und potenziellen Auswir-
kungen auf die international anerkannten Menschenrechte und die Umwelt 
zu ermitteln, geeignete Massnahmen zur Verhütung von Verletzungen inter-
national anerkannter Menschenrechte und internationaler Umweltstandards 
zu ergreifen, bestehende Verletzungen zu beenden und Rechenschaft über 
ergriffene Massnahmen abzulegen; diese Pflichten gelten in Bezug auf kon-
trollierte Unternehmen sowie auf sämtliche Geschäftsbeziehungen; der Um-
fang dieser Sorgfaltsprüfungen ist abhängig von den Risiken in den Berei-
chen Menschenrechte und Umwelt; bei der Regelung der 
Sorgfaltsprüfungspflicht nimmt der Gesetzgeber Rücksicht auf die Bedürf-
nisse kleiner und mittlerer Unternehmen, die geringe derartige Risiken auf-
weisen. 

c. Die Unternehmen haften auch für den Schaden, den durch sie kontrollierte 
Unternehmen aufgrund der Verletzung von international anerkannten Men-
schenrechten oder internationalen Umweltstandards in Ausübung ihrer ge-
schäftlichen Verrichtung verursacht haben; sie haften dann nicht nach dieser 
Bestimmung, wenn sie beweisen, dass sie alle gebotene Sorgfalt gemäss 
Buchstabe b angewendet haben, um den Schaden zu verhüten, oder dass der 
Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt eingetreten wäre. 

d. Die gestützt auf die Grundsätze nach den Buchstaben a–c erlassenen Best-
immungen gelten unabhängig vom durch das internationale Privatrecht be-
zeichneten Recht. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Ständerat, 19. Juni 2020 

Der Präsident: Hans Stöckli 
Die Sekretärin: Martina Buol 

Nationalrat, 19. Juni 2020 

Die Präsidentin: Isabelle Moret 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz  


		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2020-06-29T12:26:30+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




